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G E M E I N D E G I L C H I N G
Landkreis Starnberg

Niederschrift der
öffentlichen Sitzung des Gemeinderates

Gilching

Sitzungstermin: Dienstag, den 27. Oktober 2020
Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr
Sitzungsende: 20:30 Uhr
Ort, Raum: Rathaus, Veranstaltungssaal, Rathausplatz 1, Gilching

Anwesend sind:
Erster Bürgermeister Manfred Walter
Zweiter Bürgermeister Martin Fink
Dritter Bürgermeister Heinrich Lenker
Gemeinderätin Katharina Beiwinkler
Gemeinderat Wilhelm Boneberger
Gemeinderätin Rosa Maria Brosig
Gemeinderat Oliver Fiegert
Gemeinderätin Diana Franke
Gemeinderat Herbert Gebauer
Gemeinderat Dr. Stefan Hartmann
Gemeinderat Manfred Herz
Gemeinderat Hermann Högner
Gemeinderätin Sophie Hüttemann
Gemeinderätin Karin Keil
Gemeinderätin Kerstin Königbauer
Gemeinderat Martin Pilgram
Gemeinderat Dr. Michael Rappenglück
Gemeinderätin Selina Rieger
Gemeinderat Harald Schwab
Gemeinderätin Dr. Nadine Stephenson
Gemeinderat Peter Unger
Gemeinderat Matthias Vilsmayer
Gemeinderätin Pia Vilsmayer
Gemeinderat Christian Winklmeier

Nicht anwesend:
Gemeinderat Thomas Beiwinkler (entschuldigt)

Gesetzliche Mitgliederzahl: 25
Anwesend bei Beginn der Sitzung: 24

Schriftführer: Amon Stefan



2

Vor Eintritt in die Beratungen stellt Erster Bürgermeister Walter fest:

1. Unter Bekanntgabe der Tagesordnung ist ordnungsgemäße Ladung erfolgt.

2. Die Tagesordnung wurde ortsüblich veröffentlicht.

3. Beschlussfähigkeit ist gegeben, nachdem mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend
und stimmberechtigt ist.

4. Gegen die Tagesordnung werden keine Einwände erhoben; sie ist somit genehmigt.

Protokoll:

1. Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 22.09.2020

Gegen die öffentliche Niederschrift vom 22.09.2020 wird kein Einwand erhoben, sie
ist somit genehmigt.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 24
Ablehnung: 0

2. Bekanntgaben aus der nichtöffentlichen Gemeinderatssitzung vom 22.09.2020
gefassten Beschlüsse nach Wegfall der Geheimhaltungspflicht gem. Art. 52
Abs. 3 GO

Grundstücksangelegenheiten; Erwerb Teilfläche FlNr. 206/1 Gemarkung Ar-
gelsried

Der Gemeinderat hat von dem am 12.08.2020 abgeschlossenen Kaufvertrag
URNr.2448 B/2020, Notariat Dr. Gottfried von Bary in München, Kenntnis erlangt und
genehmigt ihn in allen Teilen.

3. Bericht der Referenten und Verbandsräte

3.1 Bekanntgabe des Danks des Kuratoriums der Musikschule Gilching

Bürgermeister Walter gibt den Dank des Kuratoriums der Musikschule an die Mit-
glieder des Gemeinderates bzgl. des neuen Gebäudes für die Musikschule weiter.
Die Gemeinderatsmitglieder werden eine Einladung für den 16.1.2021 zur Besichti-
gung erhalten.

3.2 Informationen hinsichtlich der Errichtung der neuen Dreifachturnhalle aus der
letzten Verbandsversammlung des Schulzwecksverbandes.

Bürgermeister Walter informiert aus der letzten Verbandsversammlung des Schul-
zweckverbandes hinsichtlich der Errichtung einer neuen Dreifachturnhallte. Aufgrund
einer „Baugrund-Problematik“ und der dazugehörenden Gründung gibt es derzeit
eine Bauverzögerung mit entsprechender Kostensteigerung. Zwischenzeitlich ist ein
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Rechtsanwalt beauftragt, mögliche Regressansprüche des Zweckverbandes zu prü-
fen.

3.3 Übernahme der sog. „Großraumzulage München“ gegenüber den freien Trä-
gern

Bürgermeister Walter verweist auf einen Beschluss des Kreistages am vergange-
nen Montag hinsichtlich der Übernahme der sog. „Großraumzulage München“ ge-
genüber den freien Trägern.

3.4 Vorstellung der Firma Messring - neuer Unternehmer in Gilching

GR Herz teilt eine Broschüre der Fa. Messring aus, die im November 2020 ihr Un-
ternehmen in Gilching eröffnen wird. Die Fa. Messring ist Marktführer für die Planung
von „Crashtest-Anlagen“.

3.5 Gilchinger Kunst- und Kulturwoche 2020

GR Dr. Rappenglück erinnert nochmals an die stattgefundene „Gilchinger Kunst-
und Kulturwoche“, die mit viel Engagement hervorragend durchgeführt wurde. Hier-
für ein besonderer Dank an alle Kulturschaffenden und an Jakobus Ciolek.

3.6 Neuer Vorsitzender der "Arbeitsgemeinschaft für Behindertenfragen"

GR Unger gibt bekannt, dass Claus Angerbauer zum Vorsitzenden der „Arbeitsge-
meinschaft für Behindertenfragen“ gewählt wurde.

3.7 Aktionsplan für Menschen mit Behinderung - Bereich Wohnen

GR Unger berichtet, dass der „Aktionsplan für Menschen mit Behinderungen – Be-
reich Wohnen“ ein Inklusionswohnmodell anstrebt. Hierfür würde es einige Interes-
senten geben, jedoch fehlt es an geeigneten Immobilien.

3.8 Bericht über den Besuch bei der Gautinger Insel

GRin Franke informiert über einen kürzlich durchgeführten Besuch in der „Gautinger
Insel“ zusammen mit Herrn Bürgermeister Walter und Herrn Amon.

3.9 Anmeldungen für die Kinderbetreuungseinrichtungen

GRin Franke teilt mit, dass die diesjährige Kindereinschreibung für die Kindertages-
stätten coronabedingt diesmal per e-Mail stattfinden wird.
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4. Gemeindewerke: Satzung für das Kommunalunternehmen "Gemeindewerke
Gilching KU"

a) Die Berichtspflichten des Verwaltungsrats gegenüber den Organen der Ge-
meinde sind in Absatz (6) vollumfänglich geregelt. Der Gemeinderat stimmt
dem Antrag von Bündnis90 / Die Grünen auf Einfügung eines weiteren Absat-
zes (5a) daher nicht zu.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 14
Ablehnung: 10

b) GR Unger stellt folgenden Antrag am 27.10.2020:

Die Sitzungen des Verwaltungsrates sind grundsätzlich öffentlich - ein nicht
öffentlicher Teil ist für Angelegenheiten, die nach den Regelungen der Bayeri-
schen Gemeindeordnung nicht öffentlich sein müssen, anzuschließen.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 5
Ablehnung: 19
Der Antrag ist somit abgelehnt.

c) Durch die Sätze 3 und 4 des Absatzes (4) sind die Aufgaben ausreichend be-
schrieben: „Die für die Gemeinde geltenden Vorschriften über die Errichtung
von und Beteiligung an Unternehmen sind entsprechend anzuwenden. Insbe-
sondere ist sicherzustellen, dass die Haftung des Kommunalunternehmens
auf einen bestimmten Betrag begrenzt ist.“ Wesentlich ist die Festlegung ei-
nes bestimmten Betrags um unbestimmte Risiken für die Gemeinde zu ver-
meiden. Die Bestimmung des Betrags erfolgt je Geschäftsfall. Der Gemeinde-
rat stimmt dem Antrag 1 von BfG auf Änderung des § 2 Absatz (4), Satz 4
nicht zu.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 17
Ablehnung: 7

d) Wasserangelegenheiten sind durch die entsprechenden Satzungen geregelt,
die Aufnahme einer expliziten Formulierung in der Satzung ist daher nicht
notwendig. Die Berichtspflichten des Vorstands sind in § 4 Absätze (5) und (6)
geregelt, speziell die Unterrichtung des Verwaltungsrats über wichtige Vor-
gänge, eine weitergehende Regelung ist daher nicht notwendig. Der Gemein-
derat stimmt dem Antrag 2 von BfG auf Ergänzung des § 6 Absatz (3), d nicht
zu.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 17
Ablehnung: 7

e) Wesentlich ist die Festlegung eines bestimmten Betrags um unbestimmte Ri-
siken für die Gemeinde zu vermeiden. Die Bestimmung des Betrags erfolgt je
Geschäftsfall durch den Verwaltungsrat. Die Berichtspflichten des Verwal-
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tungsrats sind in § 6 geregelt, eine weitergehende Regelung daher nicht not-
wendig. Der Gemeinderat stimmt dem Antrag 3 von BfG auf Ergänzung des §
6 Absatz (3), e, Satz 1 nicht zu.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 17
Ablehnung: 7

f) Die Berichtspflichten des Verwaltungsrats sind in § 6 geregelt, eine weiterge-
hende Regelung daher nicht notwendig. Der Gemeinderat stimmt dem Antrag
4 von BfG auf Ergänzung des § 6 Absatz (3), j nicht zu.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 15
Ablehnung: 9

g) Gesetze, Verordnungen, Richtlinien etc. gelten grundsätzlich für alle Bereiche
und Tätigkeiten des Kommunalunternehmens, eine explizite Nennung in der
Satzung ist daher nicht notwendig. Der Gemeinderat stimmt dem Antrag 5 von
BfG auf Ergänzung des § 6 Absatz (3), m nicht zu.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 17
Ablehnung: 7

h) Die Berichtspflichten des Verwaltungsrats sind in § 6 geregelt, eine weiterge-
hende Regelung daher nicht notwendig. Der Gemeinderat stimmt dem Antrag
6 von BfG auf Ergänzung des § 6 Absatz (3), o nicht zu.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 17
Ablehnung: 7

i) Nachstehende Anträge von GRin Brosig werden abgelehnt:

Die BfG beantragt, dass der Gemeinderat beschließt, die Aufgaben des KU zu
erweitern und §2 (1) der Satzung zu ergänzen um

a) die Errichtung und der Betrieb von MVG Fahrradleihstationen oder ähnli-
ches im Gemeindebereich Gilching

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 2
Ablehnung: 22

b) die Errichtung und der Betrieb von Stromladesäulen im Gemeindebereich
Gilching

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 2
Ablehnung: 22
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j) Der Gemeinderat beschließt die Satzung für das „Kommunalunternehmen
Gemeindewerke Gilching“ in der vorliegenden Fassung.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 17
Ablehnung: 7

5. Antrag auf Erlass einer Verordnung für Ruhezeiten (Antrag Agenda 21 vom
16.09.2020)

Der Gemeinderat lehnt den Antrag auf Erlass einer Verordnung über die zeitliche
Beschränkung ruhestörender Haus- und Gartenarbeiten ab.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 19
Ablehnung: 5

6. Verordnung über das freie Umherlaufen von großen Hunden und Kampfhunden
(Hundeverordnung - HundeV)

Mit dem von der Verwaltung ausgearbeiteten Entwurf der „Verordnung über das freie
Umherlaufen von großen Hunden und Kampfhunden (Hundeverordnung – HundeV)“
besteht Einverständnis.
Die Verwaltung wird beauftragt, die Verordnung entsprechend zu veröffentlichen.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 24
Ablehnung: 0

7. Rechtmäßigkeit der Herstellung der St.- Gilgener-Straße

Die Gemeinde beabsichtigt, die St.- Gilgener Straße herzustellen. Nach § 125 Abs. 1
BauGB setzt die Herstellung von Erschließungsanlagen i. S. d. § 127 Abs. 2 BauGB
einen Bebauungsplan voraus. Liegt ein Bebauungsplan nicht vor, so dürfen nach §
125 Abs. 2 BauGB diese Anlagen nur hergestellt werden, wenn sie den in § 1 Abs. 4
bis 7 BauGB bezeichneten Anforderungen entsprechen. Hiernach sind insbesondere
die Belange der Wohnbevölkerung, die Belange des Umweltschutzes und die Belan-
ge des Verkehrs zu berücksichtigen. Die öffentlichen und privaten Belange sind ge-
geneinander und untereinander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs. 7 BauGB). Vorliegend
handelt es sich bei der St.-Gilgener-Straße um eine bereits seit längerem bestehen-
de Straße. Die Straße ist beidseitig bebaut. Der Straßenverlauf ist durch die Bebau-
ung im Wesentlichen vorgegeben. Der Ausbau erfolgt auf der vorhandenen Trasse.
Grunderwerbungen sind nur in geringem Umfang erforderlich. Der Ausbau soll mit
einer Fahrbahnbreite von ca. 7,50 m erfolgen. Dieser beinhaltet einen barrierefreien
Multifunktionsstreifen. Unter Berücksichtigung des zu erwartenden Ziel - und Quell-
verkehrs und des Durchgangsverkehrs ist ein Ausbau in dieser Breite erforderlich,
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aber auch ausreichend. Mithin ist festzustellen, dass die Straßenbaumaßnahme mit
den öffentlichen und den privaten Belangen in Einklang steht. Die Voraussetzungen
des § 125 Abs. 2 BauGB sind daher erfüllt.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 22
Ablehnung: 2

8. Rechtmäßigkeit der Herstellung der Römerstraße zwischen Görbelmoosweg
und Starnberger Weg

Die Gemeinde beabsichtigt, die Römerstraße zwischen Görbelmoosweg und Starn-
berger Weg herzustellen. Nach § 125 Abs. 1 BauGB setzt die Herstellung von Er-
schließungsanlagen i. S. d. § 127 Abs. 2 BauGB einen Bebauungsplan voraus. Liegt
ein Bebauungsplan nicht vor, so dürfen nach § 125 Abs. 2 BauGB diese Anlagen nur
hergestellt werden, wenn sie den in § 1 Abs. 4 bis 7 BauGB bezeichneten Anforde-
rungen entsprechen. Hiernach sind insbesondere die Belange der Wohnbevölke-
rung, die Belange des Umweltschutzes und die Belange des Verkehrs zu berück-
sichtigen. Die öffentlichen und privaten Belange sind gegeneinander und unterei-
nander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs. 7 BauGB). Vorliegend handelt es sich bei der
Römerstraße zwischen Görbelmoosweg und Starnberger Weg um eine bereits seit
längerem bestehende Straße. Die Straße ist beidseitig bebaut. Der Straßenverlauf
ist durch die Bebauung im Wesentlichen vorgegeben. Der Ausbau erfolgt auf der
vorhandenen Trasse. Grunderwerbungen sind nur in geringem Umfang erforderlich.
Der Ausbau soll mit einer Fahrbahnbreite von ca. 6,00 m erfolgen. Dieser beinhaltet
einen barrierefreien Multifunktionsstreifen. Unter Berücksichtigung des zu erwarten-
den Ziel - und Quellverkehrs und des Durchgangsverkehrs ist ein Ausbau in dieser
Breite erforderlich, aber auch ausreichend. Mithin ist festzustellen, dass die Straßen-
baumaßnahme mit den öffentlichen und den privaten Belangen in Einklang steht. Die
Voraussetzungen des § 125 Abs. 2 BauGB sind daher erfüllt.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 22
Ablehnung: 2

9. Verschiedenes

9.1 Entsorgung des Grüns im Bereich des Aubachs

GR Pilgram bedankt sich für die Entsorgung des Grüns im Bereich des Aubachs.

9.2 Bürgerversammlung 2020

GR Pilgram fragt an, wie sich in diesem Jahr die Bürgerversammlung in Gilching
gestaltet.

Bürgermeister Manfred Walter teilt hierzu mit, dass nach jetzigem Stand die Bürger-
versammlung am 18.11.2020 in der Rathausturnhalle stattfindet. Die Teilnehmer sol-
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len sich vorher namentlich anmelden. Die Präsentation und anschließende Diskussi-
on wird unter Berücksichtigung des Datenschutzes des Einzelnen visuell aufgenom-
men und am nächsten Tag im Internet zur Verfügung stehen. Die coronabedingten
Hygieneschutzvorschriften werden beachtet.

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Erster Bürgermeister Walter schließt die
Sitzung um 20:30 Uhr.

Für die Richtigkeit und Vollständigkeit der Niederschrift:

Manfred Walter Amon Stefan
Erster Bürgermeister Schriftführer



Unternehmenssatzung  
für das  

Kommunalunternehmen Gemeindewerke Gilching 
 
 

Aufgrund von Art. 23 Satz 1, Art. 89 Abs. 3 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-
I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.07.2020 (GVBl. S. 350) und gemäß der Verordnung 
über Kommunalunternehmen (KUV) vom 19.03.1998 (GVBl. S. 220, BayRS 2023-15-I), zu-
letzt geändert durch § 1 Nr. 56 der Verordnung vom 26.03.2019 (GVBl. S. 98), erlässt die 
Gemeinde Gilching folgende Satzung:  
 

 

 

I n h a l t s ü b e r s i c h t 
 

§ 1 Name, Sitz, Stammkapital 
§ 2 Aufgabe des Kommunalunternehmens 
§ 3 Organe 
§ 4 Der Vorstand 
§ 5 Der Verwaltungsrat 
§ 6 Zuständigkeit des Verwaltungsrats 
§ 7 Einberufung und Beschlüsse des Verwaltungsrats 
§ 8 Schriftform 
§ 9 Wirtschaftsführung, Wirtschaftsplan, Finanzplanung 
§ 10 Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung 
§ 11 Wirtschaftsjahr  
§ 12 Vermögensübertragung bei Auflösung des Kommunalunternehmens 
§ 13 Öffentliche Bekanntmachungen 
§ 14 Inkrafttreten 

 

 

§ 1 Name, Sitz, Stammkapital 

(1) Das Kommunalunternehmen ist ein selbstständiges Unternehmen der Gemeinde Gil-
ching in der Rechtsform der Anstalt des öffentlichen Rechts (Kommunalunternehmen). 

(2) Das Kommunalunternehmen führt den Namen (Firma) „Kommunalunternehmen Ge-
meindewerke Gilching“. Es tritt unter diesem Namen im gesamten Geschäfts- und 
Rechtsverkehr auf. Die Kurzbezeichnung lautet „Gemeindewerke Gilching KU“. 

(3) Das Kommunalunternehmen hat seinen Sitz in der Gemeinde Gilching. 

(4) Das Stammkapital beträgt 3.000.000,00 EUR. Es wird im Wege der Umwandlung des 
Regiebetriebs Gemeindewerke Gilching gem. § 7 KUV durch Gesamtrechtsnachfolge 
erbracht. Grundlage ist die Eröffnungsbilanz, die sich auf den Bilanzstichtag 
01.01.2021 bezieht und alle übertragenen Vermögenswerte und Verbindlichkeiten des 
Regiebetriebs Gemeindewerke Gilching enthält.  



(5) Das Kommunalunternehmen führt ein Dienstsiegel mit dem Wappen der Gemeinde 
Gilching und der Umschrift „Bayern“ im oberen Halbbogen sowie der Umschrift „Kom-
munalunternehmen Gemeindewerke Gilching“ im unteren Halbbogen. 

 

§ 2 Aufgabe des Kommunalunternehmens 

(1) Aufgabe des Kommunalunternehmens ist:  

a) die Versorgung mit Trinkwasser im Gemeindegebiet, einschließlich der Abgaben-
erhebung 

b) die Erbringung von Abrechnungs- und anderen kaufmännischen Dienstleistungen 
im Zusammenhang mit der Abwasserentsorgung im Gemeindegebiet 

c) die Versorgung mit Nah- und Fernwärme im Gemeindegebiet einschließlich der 
Errichtung und des Betriebs erforderlicher Fernwärmenetze und Wärmeerzeu-
gungsanlagen  

d) die Versorgung mit Kälte im Gemeindegebiet einschließlich der Errichtung und 
des Betriebs erforderlicher Kälteanlagen und Kältenetzen.  

e) die Bereitstellung von Telekommunikations-Infrastruktur im Gemeindegebiet 

f) die Erzeugung von Strom aus regenerativen Quellen, der Betrieb des Stromnet-
zes und die Lieferung von Strom im Gemeindegebiet  

g) den Betrieb des Gasnetzes im Gemeindegebiet  

h) Tätigkeiten, die mit den vorstehend genannten Zwecken im Zusammenhang ste-
hen. 

(2) Im Rahmen seiner Aufgaben soll das Kommunalunternehmen zur Erreichung der Ziele 
der Energiewende beitragen.  

(3) Es ist dem Kommunalunternehmen gestattet, die Fernwärmeversorgung und das 
Fernwärmenetz, die Stromversorgung, das Stromnetz und das Gasnetz allein oder mit 
Partnern zu betreiben. 

(4) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann das Kommunalunternehmen Neben- und Hilfsbe-
triebe einrichten und unterhalten, die die Aufgaben des Kommunalunternehmens för-
dern und wirtschaftlich mit ihnen zusammenhängen. Darüber hinaus kann sich das 
Kommunalunternehmen zur Förderung seiner Aufgaben an anderen Unternehmen be-
teiligen, wenn das dem Unternehmenszweck dient. Die für die Gemeinde geltenden 
Vorschriften über die Errichtung von und Beteiligung an Unternehmen sind entspre-
chend anzuwenden. Insbesondere ist sicherzustellen, dass die Haftung des Kommu-
nalunternehmens auf einen bestimmten Betrag begrenzt ist. 

(5) Die zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben notwendigen Befugnisse gehen auf das 
Kommunalunternehmen über. Das Kommunalunternehmen ist berechtigt, anstelle der 
Gemeinde Gilching Satzungen und, im Rahmen der Gesetze, Verordnungen für das 
übertragene Aufgabengebiet zu erlassen und zu vollziehen. Dies schließt insbesondere 
die Befugnis zum Erlass von Satzungen über die Benutzung der öffentlichen Wasser-
versorgungseinrichtung (WAS) samt der dazugehörigen Abgabensatzungen (insbe-
sondere Beitrags- und Gebührensatzungen sowie Verbesserungsbeitragssatzungen für 
die Benutzung der öffentlichen Wasserversorgungseinrichtungen) einschließlich der 
Erhebung von Beiträgen, Gebühren und Kostenerstattungsansprüchen nach dem KAG 
sowie den Erlass von Satzungen über die Erhebung von Verwaltungskosten für Amts-
handlungen im eigenen Wirkungskreis (Kostensatzungen) ein. Darüber hinaus wird 
dem Kommunalunternehmen das Recht übertragen,  



a) die Satzung für die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung der Gemeinde Gil-
ching (WAS) vom 22.10.2014 und 08.07.2019,  

b) die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung der Gemeinde 
Gilching (BGS/WAS) vom 22.10.2014 und 08.07.2019, sowie 

c) die Beitragssatzung für die Verbesserung der Wasserversorgungseinrichtung der 
Gemeinde Gilching (VBS-WAS) vom 22.03.2017  

zu vollziehen und nach diesen Satzungen noch nicht festgesetzte Beiträge, Gebühren 
und Kostenerstattungsansprüche zu erheben sowie die auf Grundlage dieser Satzun-
gen bereits erlassenen Verwaltungsakte für die Gemeinde Gilching zu vollziehen. Bis 
zum Erlass eigenen Satzungsrechts durch das Kommunalunternehmen gelten die in 
Bst. a) und Bst. b) genannten Satzungen für die Wasserversorgungseinrichtung des 
Kommunalunternehmens fort. 

(6) Die Gemeinde Gilching behält sich das Recht vor, Zweckvereinbarungen i.S.v. Art. 2 
Abs. 1 KommZG abzuschließen, zu ändern und zu kündigen und das Kommunalunter-
nehmen mit dem Vollzug dieser Zweckvereinbarungen zu beauftragen. Darüber hinaus 
beauftragt die Gemeinde Gilching das Kommunalunternehmen mit dem Vollzug der be-
reits bestehenden Zweckvereinbarung mit der Gemeinde Weßling vom 08.01.2001 
(veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Starnberg Nr. 3 vom 19.01.2001) für das 
in der Gemarkung Weßling gelegene Grundstück mit der Flurnummer 1097. Beim Voll-
zug von Zweckvereinbarungen nach diesem Absatz kann das Kommunalunternehmen 
die in Abs. 1 bezeichneten Aufgaben über das Gemeindegebiet hinaus wahrnehmen. 
Soweit das Kommunalunternehmen nach diesem Absatz außerhalb des Gemeindege-
bietes tätig wird, gilt Abs. 5 auch insoweit. Insbesondere hat das Kommunalunterneh-
men das Recht, sein Satzungsrecht auf das durch die Zweckvereinbarung betroffene 
Gebiet zu erstrecken, soweit bisher der Gemeinde Gilching hierfür die Satzungshoheit 
übertragen wurde. Das Kommunalunternehmen beachtet die Zweckvereinbarung mit 
der Gemeinde Weßling vom 30.08./31.08.1988 (veröffentlicht im Amtsblatt für den 
Landkreis Starnberg Nr. 34 vom 13.10.1988). 

(7) Das Kommunalunternehmen erhält zur Erfüllung seiner Aufgaben nach Abs. 1 das 
Recht, den öffentlichen Straßengrund und die sonstigen gemeindlichen Grundstücke 
zu nutzen. 

(8) Das Kommunalunternehmen kann Beamte ernennen, versetzen, abordnen, befördern 
und entlassen, soweit es hoheitliche Befugnisse ausübt. Dies gilt sinngemäß, aller-
dings ohne die zuvor genannte Einschränkung, auch für Arbeitnehmer. Der Vorstand 
übt die Funktion des Dienstvorgesetzten aus, der Verwaltungsrat die der obersten 
Dienstbehörde. 

 

§ 3 Organe 

Organe des Kommunalunternehmens sind der Vorstand (§ 4) und der Verwaltungsrat 
(§§ 5 bis 7). 

 

§ 4 Der Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus einem Mitglied. 

(2) Der Vorstand wird durch den Verwaltungsrat auf die Dauer von bis zu fünf Jahren be-
stellt; erneute Bestellungen sind zulässig. Die Bestellung endet spätestens dann, wenn 
der Vorstand die gesetzliche Altersgrenze für den Renteneintritt erreicht hat oder seine/ 
ihre Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit durch bestandskräftigen Rentenbescheid festge-
stellt wird. Der Verwaltungsrat kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes den Vor-



stand durch Beschluss mit einer Mehrheit von drei Vierteln aller Mitglieder des Verwal-
tungsrats vorzeitig abberufen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor bei grober 
Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung. 

(3) Der Vorstand leitet das Kommunalunternehmen eigenverantwortlich, sofern nicht ge-
setzlich oder durch diese Unternehmenssatzung etwas anderes bestimmt ist. 

(4) Der Vorstand vertritt das Kommunalunternehmen nach außen. 

(5) Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat in allen Angelegenheiten auf Anforderung Aus-
kunft zu geben und ihn über alle wichtigen Vorgänge rechtzeitig zu unterrichten.  

(6) Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat halbjährlich Zwischenberichte über die Abwick-
lung des Vermögens- und Erfolgsplans schriftlich vorzulegen. Darüber hinaus hat der 
Vorstand den Verwaltungsrat zu unterrichten, wenn bei der Ausführung des Erfolgs-
plans erfolgsgefährdende Mindererträge oder Mehraufwendungen zu erwarten sind. 
Sind darüber hinaus Verluste zu erwarten, die Auswirkungen auf den Haushalt der 
Gemeinde Gilching haben können, ist diese zu unterrichten. 

(7) Der Vorstand ist auch zuständig für die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Verset-
zung, Zuweisung an eine andere Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung 
von Beamten und Beamtinnen bis Besoldungsgruppe A9, sowie die Einstellung, Hö-
hergruppierung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen Dritten, Beschäftigung 
mittels Personalgestellung und Entlassung von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen 
bis Entgeltgruppe 9 des TVöD oder bis zu einem entsprechenden Entgelt. 

 

§ 5 Der Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus dem/ der Vorsitzenden und sechs übrigen Mitgliedern. 
Für die übrigen Mitglieder werden für den Fall der Verhinderung ein Stellvertreter oder 
eine Stellvertreterin namentlich bestellt.  

(2) Vorsitzende/r des Verwaltungsrats ist der erste Bürgermeister/ die erste Bürgermeiste-
rin der Gemeinde Gilching. Der/ die Verwaltungsratsvorsitzende wird im Fall seiner/ ih-
rer Verhinderung durch die weiteren Bürgermeister/ Bürgermeisterinnen in ihrer Rei-
henfolge vertreten. Mit Zustimmung der weiteren Bürgermeister/ Bürgermeisterinnen 
kann der Gemeinderat an deren Stelle übrige Mitglieder des Verwaltungsrats zum 
Stellvertreter/ zur Stellvertreterin des/ der Vorsitzenden des Verwaltungsrats bestellen. 
Solange der/ die Vorsitzende des Verwaltungsrats durch ein übriges Mitglied des Ver-
waltungsrats vertreten wird, wird dieses übrige Mitglied durch dessen Stellvertreter/ 
Stellvertreterin vertreten.  

(3) Die übrigen Mitglieder des Verwaltungsrats und deren Stellvertreter und Stellvertrete-
rinnen werden vom Gemeinderat vorrangig nach fachlicher Expertise ausgewählt und 
für die Dauer von sechs Jahren bestellt. Mindestens vier der übrigen Mitglieder des 
Verwaltungsrats und alle Stellvertreter und Stellvertreterinnen sind aus dem Gemein-
derat zu bestellen. Bis zu zwei Personen, die nicht Mitglied des Gemeinderats sind, 
können zu übrigen Mitgliedern des Verwaltungsrats bestellt werden. Bei Vorliegen ei-
nes wichtigen Grundes kann der Gemeinderat die durch ihn bestellten Mitglieder des 
Verwaltungsrats vorzeitig abberufen. 

(4) Die Amtszeit von Mitgliedern des Verwaltungsrats endet mit dem Ende der Wahlzeit 
oder bei Mitgliedern, die Mitglied des Gemeinderats sind, mit dem vorzeitigen Aus-
scheiden aus dem Gemeinderat oder bei berufsmäßigen Gemeinderatsmitgliedern mit 
dem Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis. Die Mitglieder des Verwaltungsrats 
üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Mitglieder weiter aus. Mitglieder des Ver-
waltungsrats können nicht sein: 



a) Beamte/ Beamtinnen und leitende oder hauptberufliche Arbeitnehmer/ Arbeit-
nehmerinnen des Kommunalunternehmens,  

b) leitende Beamte/ Beamtinnen und leitende Arbeitnehmer/ Arbeitnehmerinnen von 
juristischen Personen oder sonstigen Organisationen des öffentlichen oder priva-
ten Rechts, an denen das Kommunalunternehmen beteiligt ist; eine Beteiligung 
am Stimmrecht genügt,  

c) Beamte/ Beamtinnen und Arbeitnehmer/ Arbeitnehmerinnen der Rechtsaufsichts-
behörde, die unmittelbar mit Aufgaben der Aufsicht über das Kommunalunter-
nehmen befasst sind. 

(5) Der Verwaltungsrat gibt sich unter Beachtung des § 7 eine Geschäftsordnung. 

(6) Der/ die Verwaltungsratsvorsitzende hat den Organen der Gemeinde auf Verlangen 
Auskunft zu geben über alle wichtigen Angelegenheiten des Kommunalunternehmens. 
Der/ die Verwaltungsratsvorsitzende darf die Auskunft verweigern, wenn zu besorgen 
ist, dass sie zu sachfremden Zwecken verwendet und dadurch dem Kommunalunter-
nehmen oder einem verbundenen Unternehmen ein nicht unerheblicher Nachteil zuge-
fügt wird. Die Verweigerung bedarf eines Beschlusses des Verwaltungsrats. Im Übri-
gen haben die Mitglieder des Verwaltungsrats über alle vertraulichen Angaben und 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse des Kommunalunternehmens Verschwiegenheit 
zu bewahren. Diese Pflicht besteht auch nach ihrem Ausscheiden fort. Sie gilt nicht 
gegenüber den Organen der Gemeinde. Art. 20 Abs. 4 Satz 1 GO gilt entsprechend. 

(7) Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhalten für ihre Tätigkeit eine Entschädigung, die 
in der Satzung der Gemeinde Gilching zur Regelung von Fragen des örtlichen Ge-
meindeverfassungsrechts geregelt ist.  

 

§ 6 Zuständigkeit des Verwaltungsrats  

(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung des Vorstands. Der Verwaltungs-
rat hat sich zu diesem Zweck vom Gang der Angelegenheiten des Kommunalunter-
nehmens zu unterrichten. 

(2) Der Verwaltungsrat kann jederzeit vom Vorstand über alle Angelegenheiten des Kom-
munalunternehmens Berichterstattung verlangen und selbst oder durch einzelne von 
ihm zu bestimmende Mitglieder den Betrieb, die Bücher und Schriften des Kommunal-
unternehmens einsehen. Der Verwaltungsrat kann sich dazu zur Berufsverschwiegen-
heit oder vertraglich zur Geheimhaltung verpflichteter Dritter bedienen. 

(3) Der Verwaltungsrat entscheidet über: 

a) Erlass und Änderung von Satzungen und Verordnungen im Rahmen des durch 
diese Unternehmenssatzung übertragenen Aufgabenbereichs (§ 2 Abs. 5); 

b) Bestellung und Abberufung des Vorstands sowie die Regelung sämtlicher Kondi-
tionen des Dienst- bzw. Arbeitsverhältnisses des Vorstands; 

c) Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplans und des 5-Jahres-Finanzplans; 

d) die Festsetzung allgemeiner Versorgungs-, Entsorgungs- bzw. Beförderungs- und 
Benutzungsbedingungen sowie allgemeiner Tarife, Gebühren und Beiträge (die 
Entscheidung über Vertragsbedingungen und Preisgestaltungen in Einzelfällen 
liegt bis zu einem Vertragswert von EUR 100.000 netto je Einzelfall jedoch beim 
Vorstand); 

e) unmittelbare und mittelbare Beteiligungen des Kommunalunternehmens an ande-
ren Unternehmen (dabei ist insbesondere sicherzustellen, dass die Haftung des 
Kommunalunternehmens auf einen bestimmten Betrag begrenzt ist, vgl. § 2 Abs. 



4 Satz 4), die gänzliche oder teilweise Veräußerung von Beteiligungen und die 
Änderung der Rechtsform oder Aufgaben von Beteiligungen; 

f) Bestellung des Abschlussprüfers/ der Abschlussprüferin; 

g) Feststellung des geprüften Jahresabschlusses, Verwendung des Jahresgewinns, 
Behandlung des Jahresverlustes sowie Entlastung des Vorstands; 

h) Bestellung und Widerruf von Prokuren; 

i) Personalangelegenheiten im Sinne von § 4 Abs. 7, soweit nicht der Vorstand 
nach dieser Vorschrift zuständig ist; 

j) Aufnahme von Darlehen, die im Einzelfall den Betrag von 100.000 EUR über-
schreiten, sofern sie nicht im jeweils geltenden Wirtschaftsplan enthalten sind; 

k) Rückzahlung von Eigenkapital an die Gemeinde Gilching; 

l) Verfügungen über Anlagevermögen und die Verpflichtung hierzu, insbesondere 
Erwerb, Veräußerung, Tausch und Belastung von Grundstücken und grund-
stücksgleichen Rechten, wenn der Gegenstandswert im Einzelfall den Betrag von 
100.000 EUR (netto) überschreitet, sowie die Veräußerung von Vermögensge-
genständen unter ihrem Wert und die Verpflichtung hierzu. Dies gilt nicht, sofern 
diese Verfügungen und Veräußerungen im jeweils geltenden Wirtschaftsplan ent-
halten sind; 

m) Gewährung von Gehaltsvorschüssen und Darlehen an den Vorstand und an Be-
dienstete des Kommunalunternehmens, die mit diesem verwandt sind; 

n) wesentliche Änderungen des Betriebsumfanges des Kommunalunternehmens im 
Rahmen der durch diese Unternehmenssatzung (§ 2 Abs. 1) übertragenen Auf-
gaben; 

o) Abschluss von Verträgen, die Lieferungen und Leistungen an das Kommunalun-
ternehmen zum Gegenstand haben, ab einer Wertgrenze von 100.000 EUR (net-
to) sowie der Abschluss sonstiger Rechtsgeschäfte, die Verpflichtungen des 
Kommunalunternehmens beinhalten, ab einer Wertgrenze von 100.000 EUR (net-
to), bei Verträgen, die eine längere Vertragslaufzeit aufweisen, gilt eine Wertgren-
ze von jährlich 100.000 EUR (netto) und eine maximale Laufzeit von 10 Jahren. 
Dies gilt nicht, sofern sie im jeweils geltenden Wirtschaftsplan enthalten sind; 

p) Mehraufwendungen, die das im Wirtschaftsplan festgelegte Planergebnis um 
mehr als 100.000 EUR gefährden können; 

q) Mitgliedschaft beim und Austritt aus dem Kommunalen Arbeitgeberverband (KAV) 
sowie der Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden (ZVK). 

(4) Der Gemeinderat der Gemeinde Gilching kann den Mitgliedern des Verwaltungsrats 
vor den Entscheidungen nach Absatz 3 Bst. a) und n) Weisungen erteilen. Diese Ange-
legenheiten sind dem Gemeinderat vorab so rechtzeitig vorzulegen, dass dieser Gele-
genheit für eine mögliche Beschlussfassung über eine Weisung hat. Entscheidungen 
des Verwaltungsrats nach Absatz 3 Bst. a) sind gemäß Art. 96 Abs. 2 GO der Rechts-
aufsichtsbehörde rechtzeitig, mindestens aber sechs Wochen vor ihrem Vollzug, vorzu-
legen. 

(5) Dem Vorstand gegenüber vertritt der/ die Vorsitzende des Verwaltungsrats das Kom-
munalunternehmen gerichtlich und außergerichtlich. Er/ sie vertritt das Kommunalun-
ternehmen auch, wenn noch kein Vorstand vorhanden oder der Vorstand handlungsun-
fähig ist. 

 



§ 7 Einberufung und Beschlüsse des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat tritt auf schriftliche oder elektronische Einladung des/ der Vorsit-
zenden des Verwaltungsrats zusammen. Die Einladung muss Tagungszeit, Tagungsort 
und die Tagesordnung angeben und den Mitgliedern des Verwaltungsrats spätestens 
am sechsten Tag vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann die Frist auf 24 
Stunden abgekürzt werden. Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung 
werden bei der Berechnung der Frist nicht mitgerechnet. Stellvertreter und Stellvertre-
terinnen der Mitglieder des Verwaltungsrats nehmen an den Sitzungen nur teil, soweit 
Mitglieder des Verwaltungsrats verhindert sind. In diesem Fall ist das jeweils verhinder-
te Mitglied des Verwaltungsrats dafür zuständig, die erhaltene Einladung zur Sitzung 
an seinen/ihren Stellvertreter/Stellvertreterin weiterzuleiten. Sofern das Mitglied vor 
Versand der Einladung zur Sitzung gegenüber dem/ der Vorsitzenden des Verwal-
tungsrats angezeigt hat, in der Sitzung verhindert zu sein, ist die Einladung zur Sitzung 
direkt an seinen/ seine Stellvertreter/ Stellvertreterin zu richten.  

(2) In der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstände einzeln und inhaltlich konkreti-
siert zu benennen, damit es den Verwaltungsratsmitgliedern möglich ist, sich auf die 
Behandlung der jeweiligen Gegenstände vorzubereiten. Über andere als in der Tages-
ordnung angegebenen Beratungsgegenstände darf nur Beschluss gefasst werden, 
wenn  

a) die Angelegenheit dringlich ist und der Verwaltungsrat der Behandlung mehrheit-
lich zustimmt oder 

b) sämtliche Mitglieder oder deren Stellvertreter/ Stellvertreterinnen des Verwal-
tungsrats anwesend sind und kein Mitglied oder deren Stellvertreter/ Stellvertrete-
rinnen der Behandlung widerspricht. 

(3) Der Verwaltungsrat ist jährlich mindestens zweimal einzuberufen. Darüber hinaus ist 
der Verwaltungsrat einzuberufen, sofern mindestens ein Drittel der Mitglieder des Ver-
waltungsrats oder deren Stellvertreter/ Stellvertreterinnen oder der Vorstand dies unter 
Angabe der Beratungsgegenstände beantragt. 

(4) Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden vom Vorsitzenden/ von der Vorsitzenden 
des Verwaltungsrats geleitet.  

(5) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder oder deren Stellver-
treter/ Stellvertreterinnen ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder 
oder deren Stellvertreter/ Stellvertreterinnen anwesend und stimmberechtigt sind. 

(6) Wird der Verwaltungsrat zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegen-
stand zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen be-
schlussfähig. Bei der zweiten Einladung muss auf diese Folge hingewiesen werden. 

(7) Beschlüsse des Verwaltungsrats über die Beteiligung des Kommunalunternehmens an 
anderen Unternehmen bedürfen einer Mehrheit von zwei Drittel der Mitglieder des 
Verwaltungsrats. Im Übrigen werden die Beschlüsse des Verwaltungsrats mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen sind nicht zulässig. 

(8) Unaufschiebbare Geschäfte oder dringliche Anordnungen können vom/ von der Vorsit-
zenden anstelle des Verwaltungsrats getroffen werden. Hiervon ist dem Verwaltungsrat 
in der nächsten Sitzung Kenntnis zu geben. 

(9) Die Beschlussfassung kann außerhalb von den nach Absatz 1 einberufenen Sitzungen 
auf schriftlichem oder elektronischem Wege erfolgen, wenn alle Verwaltungsratsmit-
glieder zustimmen und sich an der Beschlussfassung beteiligen (Umlaufbeschluss). 

(10) Weitere Regelungen sind in der Geschäftsordnung des Verwaltungsrats zu treffen. 

 



 

§ 8 Schriftform 

Verpflichtende Erklärungen bedürfen der Schriftform, soweit es sich nicht um ständig wieder-
kehrende Geschäfte des täglichen Lebens handelt, die finanziell von unerheblicher Bedeu-
tung sind. Die Unterzeichnung erfolgt unter dem Namen „Kommunalunternehmen Gemein-
dewerke Gilching", durch den Vorstand, im Übrigen durch die jeweils Vertretungsberechtig-
ten. 
 

§ 9 Wirtschaftsführung, Wirtschaftsplan, Finanzplanung 

(1) Das Kommunalunternehmen ist sparsam und wirtschaftlich unter Beachtung des öf-
fentlichen Zwecks und im Sinne der Gemeinde Gilching zu führen. Im Übrigen gelten 
die Vorschriften der Verordnung über Kommunalunternehmen (KUV) über Wirtschafts-
führung, Vermögensverwaltung und Rechnungslegung sowie Art. 95 Abs. 1 GO. 

(2) Der Vorstand stellt vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan (§ 
16 KUV) sowie einen fünfjährigen Finanzplan (§ 19 KUV) auf und schreibt diesen ent-
sprechend fort. Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan und dem Vermö-
gensplan. Wirtschaftsplan und Finanzplan sind so rechtzeitig aufzustellen, dass der 
Verwaltungsrat vor Beginn des kommenden Wirtschaftsjahres seine Zustimmung ge-
ben kann. Bei erheblichen Abweichungen ist der Wirtschaftsplan unverzüglich zu än-
dern (§ 16 Abs. 2 KUV). 

 

§ 10 Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung 

(1) Der Vorstand hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und die Erfolgsübersicht in-
nerhalb von sechs Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres nach den für Kapitalge-
sellschaften geltenden Vorschriften des HGB aufzustellen. Der Jahresabschluss und 
der Lagebericht sind vom Vorstand unter Angabe des Datums zu unterzeichnen und 
durch einen Abschlussprüfer/ eine Abschlussprüferin unter Beachtung des Art. 107 
Abs. 3 GO prüfen zu lassen. 

(2) Nach Durchführung der Abschlussprüfung ist der Jahresabschluss mit Lagebericht und 
Erfolgsübersicht dem Verwaltungsrat zur Feststellung vorzulegen (§ 27 KUV). Der Vor-
stand hat dem Verwaltungsrat einen Vorschlag für die Verwendung bzw. Behandlung 
des Ergebnisses zu machen.  

(3) Bei der Feststellung des Jahresabschlusses hat der Verwaltungsrat über die Entlas-
tung des Vorstands zu entscheiden (vgl. § 27 KUV). Der Jahresabschluss, der Lagebe-
richt, die Erfolgsübersicht und der Bericht über die Abschlussprüfung sind der Gemein-
de Gilching unverzüglich nach Feststellung zuzuleiten. 

(4) Der Beschluss des Verwaltungsrats über die Feststellung des Jahresabschlusses ist 
unter Beachtung von § 27 Abs. 3 KUV ortsüblich bekanntzumachen.  

  

§ 11 Wirtschaftsjahr 

Das Wirtschaftsjahr des Kommunalunternehmens ist das Kalenderjahr. 

 

§ 12 Vermögensübertragung bei Auflösung des Kommunalunternehmens 



Das Vermögen des Kommunalunternehmens geht im Falle der Auflösung im Wege der Ge-
samtrechtsnachfolge auf die Gemeinde Gilching über. 

§ 13 Öffentliche Bekanntmachungen 

Die Satzungen und Verordnungen des Kommunalunternehmens und andere öffentliche Be-
kanntmachungen des Kommunalunternehmens werden durch Veröffentlichung im Amtsblatt 
des Landkreises Starnberg amtlich bekannt gemacht.  

 

§ 14 Inkrafttreten 

Das Kommunalunternehmen entsteht am 01. Januar 2021, frühestens jedoch am Tag nach 
der Bekanntmachung dieser Satzung. Gleichzeitig tritt diese Satzung in Kraft und tritt die 
Satzung für den Regiebetrieb „Gemeindewerke Gilching“ vom 22.02.2017 außer Kraft.  

 

 

Gilching, den […] 

 

Unterschrift 

Erster Bürgermeister 
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